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Stiftung ,,Anerkennung und Hilfe*

Sehr geehrter Herr Prasident,

den anliegenden Entwurf der Verwaltungsvereinbarung zur Einrichtung einer Stiftung
fur ein ,Hilfesystem fir Menschen, die als Kinder oder Jugendliche in den Jahren von
1949 bis 1975 (Bundesrepublik Deutschland) bzw. 1949 bis 1990 (DDR) in stationéren
Einrichtungen der Behindertenhilfe oder in stationdren psychiatrischen Einrichtungen
Leid und Unrecht erfahren haben” tibersende ich zur Unterrichtung des Parlaments.

Federfuihrend ist die Ministerin flir Soziales, Gesundheit, Familie und Gleichstellung.

Mit freundlichen Griiften
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Kristin Alheit
Ministerin

Anlagen

Dienstgeb4ude Adolf-Westphal-Str. 4, 24143 Kiel | Telefon 0431 988-0 | Telefax 0431 988-5416 | poststelle@sozmi.landsh.de |
www.sozialministerium.schleswig-holstein.de | Bushaltestelle GablenzstraRe: Linien 11, 22, 31, 32, 34, 100, 101, 200, 201, 300 |
E-Mail-Adressen: Kein Zugang fiir elektronisch signierte oder verschliisselte Dokumente. Das Landeswappen ist gesetzlich geschutzt.


dennis.jahn
Rechteck

dennis.jahn
Schreibmaschinentext

dennis.jahn
Schreibmaschinentext
Schleswig-Holsteinischer Landtag
	Unterrichtung 18/248
	(öffentlich)
Verteiler: Fraktionen, Mitglieder SOZ

dennis.jahn
Schreibmaschinentext





Stand vom 19.10.2016

Verwaltungsvereinbarung

Die Bundesrepublik Deutschland
(im Folgenden kurz ,Bund“ genannt),

vertreten durch
die Bundesministerin fiir Arbeit und Soziales,

und

die Lander
Baden-Wirttemberg, vertreten durch den Minister fur Soziales und Integration,
Berlin, vertreten durch [...],
Brandenburg, vertreten durch [...],
Hessen, vertreten durch [...],
Mecklenburg-Vorpommern, vertreten durch [...],
Niedersachsen, vertreten durch die Ministerin fur Soziales, Gesundheit und Gleich-
stellung,
Nordrhein-Westfalen, vertreten durch [...],
Rheinland-Pfalz, vertreten durch [...],
Saarland, vertreten durch [...],
Sachsen-Anhalt, vertreten durch [...],
Schleswig-Holstein, vertreten durch [...]
sowie die Freistaaten
Bayern, vertreten durch [...],
Sachsen, vertreten durch [...] und
Thuringen, vertreten durch [...]
und die Freien Hansestadte
Bremen, vertreten durch [...] und
Hamburg, vertreten durch die Senatorin fur Arbeit, Soziales, Familie und Integration

(im Folgenden kurz ,Lander* genannt)

und

die Evangelische Kirche in Deutschland,
vertreten durch den Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland,
dieser vertreten durch den Vorsitzenden des Rates,
vertretend zugleich die Diakonie Deutschland - Evangelischer Bundesverband /
Evangelisches Werk fiir Diakonie und Entwicklung e.V.

und
die (Erz-) Bistumer der Katholischen Kirche im Bundesgebiet,
vertreten durch den Verband der Diozesen Deutschlands,
vertretend zugleich den Deutschen Caritasverband und die Deutsche Ordensobern-
konferenz

(im Folgenden kurz ,Kirchen* genannt)



— alle zusammen im Folgenden kurz ,Vereinbarungspartner genannt —

schlieRen folgende Vereinbarung uber die Errichtung eines Hilfesystems fur
Menschen, die als Kinder oder Jugendliche in den Jahren 1949 bis 1975 (Bun-
desrepublik Deutschland) bzw. 1949 bis 1990 (DDR) in station&ren Einrichtun-

gen der Behindertenhilfe oder in stationaren psychiatrischen Einrichtungen
Leid und Unrecht erfahren haben:



Praambel

Der Deutsche Bundestag hat mit fraktionstuibergreifendem Beschluss vom 7. Ju-
li 2011 entschieden, dass Menschen, die als Kinder oder Jugendliche in den Jahren
1949 bis 1975 (Bundesrepublik Deutschland) bzw. 1949 bis 1990 (DDR) in stationa-
ren Einrichtungen der Behindertenhilfe oder in station&ren psychiatrischen Einrich-
tungen Leid und Unrecht erfahren haben, Unterstitzung erhalten sollen. Die Bundes-
regierung hat diesen Beschluss aufgegriffen und gemeinsam mit Landern und Kir-
chen nach Lésungswegen gesucht.

Fur Menschen, die als Kinder oder Jugendliche in den Jahren 1949 bis 1975 (Bun-
desrepublik Deutschland) bzw. 1949 bis 1990 (DDR) in stationaren Einrichtungen der
Behindertenhilfe oder in stationaren psychiatrischen Einrichtungen untergebracht
waren und dort Leid und Unrecht erfahren haben, gibt es bisher kein Hilfesystem wie
fur die ehemaligen Heimkinder aus Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe, die
Unterstitzungsleistungen aus den beiden Fonds ,Heimerziehung in der Bundesre-
publik Deutschland in den Jahren 1949 bis 1975 und ,Heimerziehung in der DDR in
den Jahren 1949 bis 1990* (im Folgenden: Fonds ,Heimerziehung") erhalten kénnen.
Die Bundeskanzlerin und die Regierungschefinnen und Regierungschefs der Lander
haben am 16. Juni 2016 fur Bund und Lander entschieden, dass aus Respekt ge-
genuber dem Schicksal der Betroffenen und aus Griinden der Gleichbehandlung in
gemeinsamer Verantwortung des Bundes und der Ladnder gemeinsam mit den Kir-
chen ein unter Bericksichtigung der Besonderheiten der Personengruppen ver-
gleichbares Hilfesystem geschaffen werden soll.

Das Hilfesystem soll in Erganzung der gesetzlichen Sozialleistungssysteme dazu
dienen, das erlittene Leid und Unrecht der Betroffenen anzuerkennen und die Be-
troffenen bei der Bewaltigung heute noch bestehender Folgewirkungen zu unterstt-
zen. Ziel ist es, die damaligen Verhaltnisse und Geschehnisse 6ffentlich anzuerken-
nen, wissenschaftlich aufzuarbeiten und das den Betroffenen widerfahrene Leid und
Unrecht durch Gesprache individuell anzuerkennen. Weiterhin sollen Betroffene, bei
denen aufgrund erlittenen Leids und erlebten Unrechts wéahrend der Unterbringung
heute noch eine Folgewirkung besteht, Anerkennungs- und Unterstitzungsleistungen
erhalten. Damit soll ein Beitrag zur Verbesserung der Lebenssituation der Betroffe-
nen geleistet werden. Ferner soll die Erwadgung Berlcksichtigung finden, dass An-
spruche Betroffener gegen die am Unrecht beteiligten Institutionen oder Personen
heute nur schwer oder gar nicht mehr durchsetzbar sind.

Artikel 1 - Rechtsform, Trager, Name

(1) Die Vereinbarungspartner errichten zur Erfullung der in der Praambel und der
Satzung der Stiftung genannten Ziele und Zwecke eine nichtrechtsfahige Stif-
tung des Privatrechts in der Sonderform der Verbrauchsstiftung, die die Anfor-
derungen des Gemeinnutzigkeitsrechts erflllt. Sie beabsichtigen, die Ziele und
Zwecke der Stiftung innerhalb von funf Jahren zu verwirklichen.

(2) Trager der Stiftung ist das Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales, vertreten
durch die Geschéftsstelle, die das Bundesministerium fur Arbeit und Soziales in
Einzelfragen der Stiftung in Gerichtsverfahren vertritt.

(3) Die Stiftung tragt den Namen ,Stiftung Anerkennung und Hilfe*. Die Stiftung
kann darUber hinaus auch den Zusatz ,Stiftung zur Anerkennung und Hilfe ftr
Menschen, die als Kinder und Jugendliche in der Zeit von 1949 bis 1975 (Bun-
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desrepublik Deutschland) bzw. 1949 bis 1990 (DDR) in stationaren Einrichtun-
gen der Behindertenhilfe oder in stationaren psychiatrischen Einrichtungen Leid
und Unrecht erfahren haben® haben.

(4) Einzelheiten regelt die Satzung.

Artikel 2 - Anerkennungs- und Unterstitzungsleistungen

(1) Die Anerkennungs- und Unterstitzungsleistungen der Stiftung nach Mal3gabe
der folgenden Absatze richten sich an Menschen, die als Kinder oder Jugendli-
che in der Zeit vom 23. Mai 1949 bis zum 31. Dezember 1975 (Bundesrepublik
Deutschland) bzw. vom 7. Oktober 1949 bis zum 2. Oktober 1990 (DDR) in sta-
tionéren Einrichtungen der Behindertenhilfe oder in stationaren psychiatrischen
Einrichtungen untergebracht waren und

a. bei denen heute noch eine Folgewirkung aufgrund erlittenen Leids und Un-
rechts wahrend der Unterbringung vorliegt und / oder

b. die wahrend der Unterbringung dem Grunde nach sozialversicherungspflichtig
gearbeitet haben und deren Rentenanspriiche sich aufgrund nicht gezahlter
Sozialversicherungsbeitrage gemindert haben.

(2) Die Stiftung sieht drei wesentliche Elemente von Anerkennungsleistungen vor.

a. Das Leid und Unrecht wird benannt und 6ffentlich anerkannt; damit soll es die
von den Betroffenen eingeforderte gesellschaftliche Beachtung finden.

b. Die damaligen Geschehnisse werden wissenschaftlich aufgearbeitet. Damit
wird ein wesentlicher Beitrag zur Bewaltigung und Aufarbeitung des Erlebten
auch in der Gesellschaft geleistet; das erlebte Leid und Unrecht in stationaren
Einrichtungen der Behindertenhilfe oder in stationaren psychiatrischen Einrich-
tungen wird offentlich sichtbar. Missstande der Vergangenheit werden aufge-
deckt und moglichst weitere Lehren fur die Zukunft gezogen.

c. Das von den Betroffenen erlittene Leid und erlebte Unrecht soll durch Gespra-
che mit Beraterinnen und Beratern der Anlauf- und Beratungsstellen individuell
anerkannt werden.

(3) Als Anerkennungs- und Unterstiitzungsleistungen* zum selbstbestimmten Ein-
satz erhalten Betroffene:

! Protokollnotiz:

(1) Die Vereinbarungspartner sind sich darin einig, dass bei Bezug von Sozialleistungen nach dem
Zweiten und Zwolften Buch Sozialgesetzbuch die Bertiicksichtigung der Unterstiitzungsleistungen der
Stiftung als Einkommen im Sinne des 8 11 a Absatz 5 SGB Il bzw. § 84 Absatz 2 SGB Xll sowie als
Vermdgen im Sinne des § 12 Absatz 3 Ziffer 6 SGB Il bzw. § 90 Absatz 3 Satz 1 SGB XII eine beson-
dere Harte bedeuten wirde und grob unbillig wére. Eine Berlcksichtigung soll deshalb unterbleiben.
Bund und Lander tragen daflir Sorge, dass diese Auffassung in ihrem Zusténdigkeitsbereich beriick-
sichtigt wird und Anwendung findet.

(2) Die Vereinbarungspartner gehen davon aus, dass die héchstrichterliche Rechtsprechung des Bun-
desgerichtshofes (BGH) zur Unpfandbarkeit von zweckgebundenen Anspriichen (Urteil des BGH vom
22. Mai 2014, Az: IX ZB 72/12) auf die Unterstiitzungsleistungen der Stiftung Anwendung findet. Eine
Auszahlung der Unterstitzungsleistungen, die ausschlief3lich freiwillig und personenbezogen ausge-
zahlt werden, an Dritte oder Glaubiger wiirde den Zweck und Leistungsinhalt grundlegend veréandern.
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a. eine einmalige pauschale personenbezogene Geldleistung zur selbstbestimm-

(4)

()

ten Verwendung in Hohe von 9.000 Euro, sofern sie glaubhaft machen, in ei-
ner stationdren Einrichtung der Behindertenhilfe oder in einer stationaren psy-
chiatrischen Einrichtung Leid und Unrecht erfahren zu haben und heute noch
eine Folgewirkung zu haben,

einen pauschalen einmaligen Betrag als finanziellen Ausgleich fir entgangene
Rentenanspriche, sofern sie glaubhaft machen, dass sie dem Grunde nach
sozialversicherungspflichtig gearbeitet haben und eine Minderung von Ren-
tenansprichen aufgrund nicht gezahlter Sozialversicherungsbeitrage vorliegt.
Die Rentenersatzleistung betragt 3.000 Euro bei sozialversicherungspflichtiger
Arbeit von bis zu zwei Jahren und 5.000 Euro bei sozialversicherungspflichti-
ger Arbeit von mehr als zwei Jahren. Das Fehlen der Sozialversicherungsbei-
trage ist glaubhaft zu machen, insbesondere durch Nachweis einer Licke im
Versicherungsverlauf der Deutschen Rentenversicherung.

Die Anerkennungs- und Unterstitzungsleistungen aus der Stiftung sollen nur
Betroffene erhalten, die keine Forderungen aufgrund der Heimunterbringung,
einschlie8lich der Anspriche wegen Rentenminderung gegen die offentliche
Hand und die Kirchen sowie ihre Ordensgemeinschaften und Wohlfahrtsver-
bande, einschlief3lich deren Mitglieder und Einrichtungen, geltend machen. Dies
soll auch den Ersatz von Kosten fiir die Rechtsverfolgung umfassen. Auszah-
lungen sind grundsatzlich auch mdglich, wenn ein solcher Verzicht nicht erfolgt.

Die Leistungen erfolgen auf freiwilliger Basis ohne Anerkennung einer Rechts-
pflicht.

Artikel 3 - Verhaltnis der Anerkennungs- und Unterstitzungsleistungen zu ver-

(1)

@)

gleichbaren Leistungen

Haben Betroffene Leistungen aus den Fonds ,Heimerziehung®, d. h. dem Fonds
.,Heimerziehung in der Bundesrepublik Deutschland in den Jahren 1949 bis
1975" und/oder ,Heimerziehung in der DDR in den Jahren 1949 bis 1990 oder
aus dem Ergénzenden Hilfesystem, d. h. dem Fonds ,Sexueller Missbrauch im
familiaren Bereich* (FSM) oder dem ,EHS - institutioneller Bereich®, erhalten,
sind die materiellen Hilfen (Sachleistungen) dieser Hilfesysteme abschliel3end.
Betroffene, die keine Rentenersatzleistungen aus einem der Fonds ,Heimerzie-
hung” erhalten haben, kénnen bei Vorliegen der Voraussetzungen nach Artikel
2 Absatz 1 b) i. V. m. Artikel 2 Absatz 3 b) eine Rentenersatzleistung aus der
Stiftung erhalten. Eine Rentenersatzleistung der Fonds ,Heimerziehung“ von
weniger als 3.000 Euro fur Zeitraume der Unterbringung in Einrichtungen der
Jugendhilfe kann bei Vorliegen der Voraussetzungen nach Artikel 2 Absatz 1 b)
i. V. m. Artikel 2 Absatz 3 b) auf bis zu 3.000 Euro aufgestockt werden. Eine
Rentenersatzleistung der Fonds ,Heimerziehung“ von weniger als 5.000 Euro
fur Zeitraume der Unterbringung in Einrichtungen der Jugendhilfe kann bei Vor-
liegen der Voraussetzungen nach Artikel 2 Absatz 1 b) i. V. m. Artikel 2 Ab-
satz 3 b) auf bis zu 5.000 Euro aufgestockt werden?.

Im Einzelfall an Betroffene zu demselben Zweck von den Kirchen gezahlte Leis-
tungen werden auf die Unterstlitzungsleistungen der Stiftung angerechnet.

? Protokollnotiz:
Nach dem Willen der Vereinbarungspartner sollen die Anerkennungs- und Unterstiitzungsleistungen
der Stiftung abschliel3end sein.
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Artikel 4 — Finanzierung und Kostentragung

1)

(2)

3)

Zur Erfillung der Stiftungsziele und -zwecke statten die Vereinbarungspartner
die Stiftung mit einem Vermogen in Hohe von insgesamt 288.000.000 Euro aus.
Die Stiftung erfullt ihre Aufgaben aus dem Stiftungsvermdogen auf der Grundla-
ge eines jahrlichen Wirtschaftsplans, der dem Lenkungsausschuss zur Geneh-
migung vorzulegen ist.

Aus dem Stiftungsvermégen sind die Kosten fur die Anerkennung (6ffentliche
Anerkennung, Anerkennung durch wissenschatftliche Aufarbeitung und individu-
elle Anerkennung durch Gesprache mit Beraterinnen und Beratern der Anlauf-
und Beratungsstellen), die Kosten flur die Unterstitzungsleistungen, die Kosten
fur die Anlauf- und Beratungsstellen, die Kosten fir die Geschéftsstelle sowie
die sonstigen Aufwendungen zu finanzieren.

Das Stiftungsvermogen wird wie folgt verwendet und wie folgt von den Verein-
barungspartnern finanziell getragen:

Fur die offentliche Anerkennung werden 260.000 Euro und fir die Anerken-
nung durch wissenschaftliche Aufarbeitung 1.000.000 Euro zur Verfigung ge-
stellt.

Diese Kosten tragen der Bund, die Lander und die Kirchen je zu einem Drittel.

Fur die Unterstitzungsleistungen werden 244.105.000 Euro zur Verfigung
gestellt, davon 123.320.000 Euro fur das Gebiet der Bundesrepublik Deutsch-
land (alt) und 120.785.000 Euro fur das Gebiet der ehemaligen DDR. Diese
Kosten tragen:

aa. auf dem Gebiet der Bundesrepublik Deutschland (alt) der Bund, die
westdeutschen Lander und die Kirchen je zu einem Dirittel,

bb. auf dem Gebiet der ehemaligen DDR der Bund zu sieben Zwdlftel, die
ostdeutschen Lander zu einem Drittel und die Kirchen zu einem Zwolftel.

Fur die Kosten der Anlauf- und Beratungsstellen werden 27.679.304 Euro
(siehe Anlage 1) zur Verfligung gestellt.

aa. 75 Prozent dieser Kosten tragen:

aaa. auf dem Gebiet der Bundesrepublik Deutschland (alt) der Bund, die
westdeutschen Lander und die Kirchen je zu einem Drittel,

bbb. auf dem Gebiet der ehemaligen DDR der Bund zu sieben Zwdlftel, die
ostdeutschen Lander zu einem Dirittel und die Kirchen zu einem Zwolf-
tel.

bb. 25 Prozent dieser Kosten tragen Bund und Lander je zur Halfte.

Fir die Kosten der Geschaftsstelle werden 13.547.696 Euro (siehe Anlage 1)
zur Verfiigung gestellt. Diese Kosten tragen Bund und Lander je zur Halfte.

Fur die sonstigen Aufwendungen werden 1.408.000 Euro (siehe Anlage 1) im
Stiftungsvermogen vorgehalten. Die sonstigen Aufwendungen tragen Bund,
Lander und Kirchen je zu einem Dirittel.
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Vorbereitungskosten, die unmittelbar mit der Errichtung der Geschéftsstelle und
der Anlauf- und Beratungsstellen im Zusammenhang stehen und vor der Errich-
tung der Stiftung am 1. Januar 2017 zahlungswirksam werden, werden durch
die Stiftung erstattet. Zu den Vorbereitungskosten gehéren nicht Kosten, die
den Vereinbarungspartnern im Rahmen ihrer Aufgaben zur Errichtung der Stif-
tung entstehen.

Die Anteile der einzelnen Lander an den Kosten werden in den westdeutschen
Landern nach dem Konigsteiner Schlissel (1989) bzw. in den ostdeutschen
Landern nach den Einwohnerzahlen (Stand 31.12.1991) ermittelt; das N&here
dazu ist Anlage 2 zu entnehmen.

Nach Artikel 3 Absatz 2 anrechenbare Leistungen werden auf den geman Ab-
satz 3 zu leistenden Anteil der Kirchen angerechnet. Einzelheiten regelt die
Satzung.

Die bei einer Laufzeit von funf Jahren von den Vereinbarungspartnern zu zah-
lenden Betrage sind zahlbar in Raten, die bei einem Start der Stiftung am 1. Ja-
nuar 2017:

a. in 2017 25 %,
b. in 2018 15 %,
C. in 2019 25 %,
d. in 2020 15 %,
e. in 2021 20 %,
ihres Anteils (100 %) betragen.

Die erste Rate ist mit Errichtung der Stiftung, spatestens jedoch einen Monat
danach, einzuzahlen. Die folgenden Raten sind bis zum 1. Juli des jeweiligen
Jahres einzuzahlen. Es steht den Vereinbarungspartnern frei, ihre Raten ge-
mafl Absatz 7 auch friher in das Stiftungsvermdgen einzuzahlen. Die Ge-
schaftsstelle kann durch Beschluss des Lenkungsausschusses unterjahrig bzw.
Uberjahrig bedarfsgerecht Einzahlungen anfordern oder Einzahlungen verrin-
gern bzw. aussetzen. Vorzeitige Einzahlungen im Sinne von Satz 3 und unter-
jahrige bzw. Uberjahrige Einzahlungen nach Satz 4 werden mit den Einzah-
lungsverpflichtungen fur die Folgejahre verrechnet; Entsprechendes gilt fur ver-
ringerte oder ausgesetzte Einzahlungen.

Die Geschéftsstelle legt dem Lenkungsausschuss Quartalsberichte Gber die
Liquiditat der Stiftung fur das laufende Jahr vor. Dartber hinaus legt die Ge-
schéftsstelle bis zum 30. September jeden Jahres dem Lenkungsausschuss auf
Basis der bis Mitte September erfolgten Zahlungen eine Liquiditatsbedarfsein-
schatzung fir das folgende Jahr vor. Die Geschéftsstelle informiert den Len-
kungsausschuss unverziglich Gber Liquiditatsprobleme der Stiftung. Die Ver-
einbarungspartner verpflichten sich, auf Beschluss des Lenkungsausschusses
unverzuglich MalBnahmen zur Absicherung der Zahlungsfahigkeit der Stiftung
im Rahmen des vorhandenen Stiftungsvermégens einzuleiten.
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(10) Sollte sich wahrend der Laufzeit der Stiftung herausstellen, dass das Stiftungs-

vermogen nach Absatz 1 nicht ausreicht, verpflichten sich die Vereinbarungs-
partner in Verhandlungen zu treten, um das Stiftungsvermégen unter Zugrunde-
legung der Regelungen in Absatz 3 anzupassen (unter Haushaltsvorbehalt).

(11) Nicht verbrauchte Mittel sind nach Abwicklung der Stiftung entsprechend der in

Absatz 3 genannten Anteile zuriickzuzahlen.

(12) Diese Vereinbarung steht unter Haushaltsvorbehalt.

Artikel 5 - Lenkungsausschuss

(1)

(2)

Der Lenkungsausschuss nimmt die Aufgaben der Steuerung und Kontrolle der
Stiftung fur die Vereinbarungspartner wahr. Eine zentrale Aufgabe ist es, in
Grundsatzangelegenheiten zu entscheiden und die Leitlinien fur die Anlauf- und
Beratungsstellen und die Leistungsrichtlinien fur die Erbringung von Leistungen
festzulegen.

Einzelheiten regelt die Satzung.

Artikel 6 - Regionale qualifizierte Anlauf- und Beratungsstellen

1)

(2)

3)
(4)

(5)

(6)

Die Lander errichten bis spatestens zum 1. April 2017 regionale qualifizierte
Anlauf- und Beratungsstellen. Sie werden moglichst zentral eingerichtet; eine
Kooperation zwischen Landern ist méglich. Eine 6rtliche Organisation erfolgt
nicht.

Die unter der Aufsicht der Lander stehenden regionalen qualifizierten Anlauf-
und Beratungsstellen sollen grundsatzlich unabhéngig von Tragern sein, die
selbst Trager von stationdren Einrichtungen der Behindertenhilfe bzw. stationa-
ren psychiatrischen Einrichtungen sind. Ausgenommen sind Kommunalverban-
de.

Jede Anlauf- und Beratungsstelle soll mindestens zwei Mitarbeiter/innen haben.

Eine zentrale Aufgabe der Anlauf- und Beratungsstellen ist es, Betroffene zu
beraten, sie bei dem Prozess der personlichen Aufarbeitung ihrer eigenen Ge-
schichte zu begleiten, ihnen ein Gesprach anzubieten und sie bei der Anmel-
dung zu unterstitzen. Die Beratung erfolgt auch aufsuchend.

Zustandig ist eine Anlauf- und Beratungsstelle des Landes, in dem die Betroffe-
nen zum Zeitpunkt der Anmeldung ihren Wohnsitz oder gewdhnlichen Aufent-
halt haben (Wohnortprinzip). La&nder mit mehreren Anlauf- und Beratungsstellen
bestimmen die Kriterien fur die landesinterne Zustandigkeitsverteilung.

Fur Betroffene, die zum Zeitpunkt der Anmeldung ihren Wohnsitz oder gewéhn-
lichen Aufenthalt auRerhalb der Bundesrepublik Deutschland haben, ist eine
Anlauf- und Beratungsstelle des Landes zustandig, auf dessen Gebiet die stati-
onare Einrichtung der Behindertenhilfe oder stationére psychiatrische Einrich-
tung ihren Sitz hat bzw. hatte. Flr Betroffene, die in stationéaren Einrichtungen
der Behindertenhilfe oder stationaren psychiatrischen Einrichtungen in mehre-
ren Landern Leid und Unrecht erfahren haben, ist eine Anlauf- und Beratungs-
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stelle des Landes zustéandig, auf dessen Gebiet die letzte Einrichtung ihren Sitz
hat bzw. hatte (Einrichtungsprinzip).

Die Aufgaben einer Anlauf- und Beratungsstelle kdnnen auch durch eine vom
Land beauftragte Stelle wahrgenommen werden. Die Aufsicht hat das beauftra-
gende Land sicherzustellen. Bei der Beauftragung gilt das Verwaltungs- und
Haushaltsrecht des jeweiligen Landes

Einzelheiten regelt die Satzung.

Artikel 7 — Geschéaftsstelle

(1)

(@)

3)

Das Bundesministerium fur Arbeit und Soziales (Stiftungsverwaltung) verwaltet
das Stiftungsvermdgen getrennt von eigenem Vermdgen. Hierzu errichtet die
Stiftungsverwaltung zeitlich befristet eine Geschaftsstelle.

Aufgabe der Geschéftsstelle ist es, das Stiftungsvermoégen zu verwalten und die
Leistungen nach Mal3gabe der Satzung, der Leistungsrichtlinien sowie der Be-
schlisse des Lenkungsausschusses auf der Grundlage des Wirtschaftsplanes
zu erbringen. Ferner soll sie den Kontakt und Austausch mit den Anlauf- und
Beratungsstellen pflegen sowie Hinweise zu einer mdglichst bundeseinheitli-
chen Beratungspraxis geben.

Einzelheiten regelt die Satzung.

Artikel 8 — Fachbeirat

(1)

@)

3)

(4)

(5)

Ein Uberregionaler Fachbeirat aus ehrenamtlich tatigen Mitgliedern (Betroffene,
Interessenvertreter/innen und Sachverstandige) unterstitzt die Stiftung.

Eine zentrale Aufgabe des Uberregionalen Fachbeirats ist es, den Lenkungs-
ausschuss fachlich zu beraten und die Anlauf- und Beratungsstellen mit seinem
Expertenwissen zu unterstitzen.

Das Vorschlagsrecht fur die Berufung und Abberufung der Mitglieder des Fach-
beirats Uben die Vereinbarungspartner aus. Die Berufung und Abberufung er-
folgt durch die Bundesministerin fur Arbeit und Soziales.

Die Lander kdonnen bei den Anlauf- und Beratungsstellen einen regionalen
Fachbeirat bilden, der mit ortlicher Sachkenntnis die Anlauf- und Beratungsstel-
len zu Einzelfragen berét.

Einzelheiten regelt die Satzung.

Artikel 9 - Laufzeit und Anmeldefrist

1)

(2)

Die Stiftung wird zum 1. Januar 2017 errichtet. Die Vereinbarungspartner beab-
sichtigen, den Zweck innerhalb von funf Jahren zu verwirklichen.

Betroffene mussen sich bei der zustdndigen Anlauf- und Beratungsstelle ab Er-
richtung der Stiftung innerhalb von drei Jahren, somit bis zum 31. Dezem-
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ber 2019, schriftlich anmelden. Solange in einem Land keine zustandige regio-
nale Anlauf- und Beratungsstelle errichtet bzw. benannt ist, kbnnen sich die Be-
troffenen an die fir die Unterzeichnung zustandige oberste Landesbehdrde oder
die von der obersten Landesbehotrde gemaf Artikel 6 Absatz 7 beauftragte Stel-
le wenden.

Artikel 10 — Inkrafttreten und Geltungsdauer

(1)

(2)

3)

Diese Vereinbarung tritt mit Unterzeichnung in Kraft und gilt bis zum 31. De-
zember 2021, sofern sie nicht vorher durch die Vereinbarungspartner einver-
nehmlich verlangert, verandert oder aufgehoben wird.

Sollten einzelne Bestimmungen dieser Vereinbarung unwirksam sein oder wer-
den, soll dadurch die Gultigkeit der Ubrigen Bestimmungen nicht berihrt wer-
den. Die Vereinbarungspartner werden in diesem Fall die unwirksame Bestim-
mung durch eine andere ersetzen, die dem Sinn und Zweck der weggefallen
Regelung am ehesten entspricht.

Anderungen oder Erganzungen der Vereinbarung bediirfen der Schriftform.

Ort/Datum  Unterschriften Vereinbarungspartner



Anlage 1
Ubersicht der Schéitzung der Gesamtkosten der
Stiftung "Anerkennung und Hilfe"

‘ 2014 ‘ 2015 ‘ 2016

1.Phase 2. Phase 3. Phase 4. Phase 5. Phase
2017 ‘ 2018 ‘ 2019 ‘ ‘ 2021 ‘ 2uzz ‘ Gesamt

Schdéitzung der Kosten fiir die Anlauf- und Beratungsstellen
Kosten fiir die Leistungen zur Beratung und fiir die Vermittlung der Leistungen insgesamt

Personalkosten

Gehilter (AG-Brutto) 4.335.408 € 4.552.178 € 4.779.787 € 5.018.777€ 5.269.716 € 23.955.866 €

Kosten filr Assistenzbedarf
2.B. Dolmetscher und weiterer Assistenzbedarf 25.000 € 25.000 € 25.000 € 25.000 € 25.000 € 125.000 €
Reisekosten
Reisekosten der A+B-Stellen fiir die aufsuchende Beratung 320.000 € 320.000 € 320.000 € 320.000 € 320.000 € 1.600.000 €
Sachkosten
Kosten fiir séchliche fund

Gerite, Ausstattungsgegenstinde, Software, Wartung, Mieten, Aus- und Fortbildung,

Dienstleistungen durch Dritte, vermischte und nicht aufteilbare sachliche 328440¢ 344862¢€ 362105 ¢ 380210¢€ 399.221€ SORERCE

und fiir itionen (leine Um- und
in Anwendung der Sachkostenansétze des BMF (Stand: 11. Mai 2016)
Mobiliar/Hardware ' 183.600 €

5.192.448 € 5.242.040 € 5.486.892 € 5.743.987 € 6.013.936 € 27.679.304 €

2.B. Kosten fiir Fachbeirat, Gffentlichkeitsarbeit, Machbarkeitsstudie,
Veranstaltungen, Vorbereitungskosten

172.000,00 € | 231.000,00 €

159.000,00 €

118.000,00 €

124.000,00€ |  113.000,00 €

113.000,00 € | 220.000,00 € 1.408.000 €|

158.000 € 172.000 € 231.000 € 159.000 € 118.000 € 124.000 € 113.000 € 113.000 € 220,000 € 1.408.000 €

Personalkosten

Gehalter:
766.771 € 2367.887 € 2829612 € 2971.092 € 3.119.647 € .055.
in Anwendung der Personalkostenansitze des BMF (Stand: 11. Mai 2016) 12.055.008 €
Sachkosten
Kosten fir séchliche i und
Gerite, Ausstattungsgegenstinde, Software, Wartung, Mieten, Aus- und Fortbildung,
Dienstleistungen durch Dritte, vermischte und nicht aufteilbare sachliche 348.972€ 159.390 € 183.540 € 192.736 € 202350 € 1.086.988 €
und firr fonen (kleine Um- und
in Anwendung der Sachkostenansatze des BMF (Stand: 11. Mai 2016)
Info-Hotline fiir allzemeine Anfragen von Betroffenen 103.900 € 99.600 € 99.600 € 303.100€

Mobiliar/Hardware , i | 29.700 € 59.400 € 13.500 € 102.600 €

2.686.277 € 3.126.252 € 3.163.828 € 3.321.997 € 13.547.696 €

Kosten fiir die Anlauf- und Il hdftsstell i haftliche Aufarbei und dffentliche Anerk sowie die i 43.895.000 €
Aufwendungen insgesamt | summssmmm—

Schdtzung der Kosten fiir die Unterstiitzungsleistungen

N

Wissenschaftliche Aufarbeitung

200.000 € 200.000 € 200.000 € 200.000 € 200.000 €
Offentliche Anerkennung 65.000 € 130.000 € 65.000 € - € - €

265.000,00 € 330.000,00 € 265.000,00 € 200.000,00 €

1.260.000 €

| BRD | DDR | Insgesamt
Schitzung der Anzahl der Menschen, die als Kinder oder Jugendliche in den Jahren 1949 bis 1975 (BRD) bzw. 1949 bis 1990 (DDR) in der bzw. Psychiatrie waren und dort Leid und Unrecht erfahren haben
jitzte Werte aus dem Abschlussbericht von Herrn Dr. Jungmann vom Februar 2016, unter Beriicksichtigung der Mortalitétsrate)
Insgesamt (Pauschale Geldleistung) 48.840 48.260 97.100
davon mit erheblichem (zuziiglich 10742 ‘ 9.758 ‘ 20.500
Schiitzung der méglichen Anzahl von fiir der Stiftung bei Annahme einer Anmeldequote von 25 Prozent
Insgesamt (Pauschale Geldleistung) 12210 12.065 24275
davon mit erheblichem (zuziiglich 2.686 ‘ 2.440 ‘ 5.126
Schiitzung der Kosten fiir die Unterstiitzungsleistungen
Kosten fiir die pauschale Geldleistung (Anzahl der Anmeldungen x 9.000 €) 109.890.000 € 108.585.000 € 218.475.000 €
Kosten fiir die istung (Anzah! der X5.000 €) 13.430.000 € 12.200.000 € 25.630.000 €

Insgesamt 123.320.000 € 120.785.000 € 244.105.000 €

Anteile von Bund, Lidndern und Kirchen an den geschditzten Kosten der
Stiftung "Anerkennung und Hilfe"

Bund Lander Kirchen
Unterstiitzungsleistungen
244.105.000 €
BRD 123.320.000 € 1/3 41.106.667 € 1/3 41.106.667 € 1/3 41.106.667 €
DDR 120.785.000 € 7/12 70.457.917 € 1/3 40.261.667 € 1/12 10.065.417 €
Anlauf- und Beratungsstellen
27.679.304 €
Leistungen zur Beratung (75 %) 20.759.478 €
BRD 10442018 € 13 3.480.673 € 1/3 3.480.673 € 1/3 3.480.673 €]
DDR 10.317.461 € 7/12 6.018.519 € 1/3 3.439.154 € 1/12 859.788 €|
Vermittlung der Leistungen (25 %) 6.919.826 € 1/2 3.459.913€ 1/2 3.459.913€
Sonstige Aufwendungen
1.408.000 € 1/3 469.333 € 1/3 469.333 € 1/3 469.333 €|
Geschéftsstelle
13.547.696 € 1/2 6.773.848 € 1/2 6.773.848 €
und
1.260.000 € 1/3 420.000 € 1/3 420.000 € 1/3 420.000 €|
288.000.000 €| 46% 132.186.869 € 35% 90.411.254€| 500 56.401.878 €
Bemerkung:
Die Kosten lassen sich zum jetztigen Zeitpunkt (iberwiegend nur (iberschlagig schatzen: einige Kostenfaktoren sind z.B. von den zu erwartenden und dem Schwier der Bearbeitung aufgrund der
Personenkreise abhangig.
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Stand vom 19.10.2016

Satzung
der Stiftung ,,Anerkennung und Hilfe*

Gemal Artikel 1 Absatz 4 der Vereinbarung (im Folgenden: Verwaltungsvereinbarung)
uber die Errichtung eines Hilfesystems fur Menschen, die als Kinder oder Jugendliche in
den Jahren 1949 bis 1975 (Bundesrepublik Deutschland) bzw. 1949 bis 1990 (DDR) in
stationaren Einrichtungen der Behindertenhilfe oder in stationéren psychiatrischen Ein-
richtungen Leid und Unrecht erfahren haben (Stiftung ,Anerkennung und Hilfe“), be-
schliel3en die Vereinbarungspartner die Satzung der Stiftung ,Anerkennung und Hilfe*:

8§ 1 — Name / Sitz / Errichter

(1)

(2)

3)

Die Stiftung flihrt den Namen ,Stiftung Anerkennung und Hilfe“.

Die Stiftung kann dartiber hinaus auch folgenden Zusatz fihren:

,Stiftung zur Anerkennung und Hilfe fir Menschen, die als Kinder und Jugendli-
che in der Zeit von 1949 bis 1975 (Bundesrepublik Deutschland) bzw. 1949 bis
1990 (DDR) in stationaren Einrichtungen der Behindertenhilfe oder in stationa-
ren psychiatrischen Einrichtungen Leid und Unrecht erfahren haben®.

Sie hat ihren Sitz in Berlin, wo der Lenkungsausschuss als Steuerungs- und
Kontrollorgan der Stiftung tagt (vgl. 8 4 Absatz 5).

Errichter der nichtrechtsfahigen gemeinnttzigen Stiftung des Privatrechts in der
Sonderform der Verbrauchsstiftung (im Folgenden: Stiftung) sind

a. die Bundesrepublik Deutschland (im Folgenden: Bundesregierung),

b. die Lander Baden-Wirttemberg, Berlin, Brandenburg, Hessen, Mecklen-
burg-Vorpommern, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz,
Saarland, Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein sowie die Freistaaten Bay-
ern, Sachsen und Thiringen und die Freien Hansestadte Bremen und
Hamburg (im Folgenden: Lander),

c. die Evangelische Kirche in Deutschland, vertretend zugleich die Diakonie
Deutschland - Evangelischer Bundesverband / Evangelisches Werk fur Di-
akonie und Entwicklung e. V., und die (Erz-) Bistimer der Katholischen
Kirche im Bundesgebiet, vertreten durch den Verband der Di6zesen
Deutschlands, vertretend zugleich den Deutschen Caritasverband und die
Deutsche Ordensobernkonferenz (im Folgenden: Kirchen).

§ 2 — Gemeinnitzigkeit

(1)

Die Stiftung verfolgt ausschlie3lich und unmittelbar gemeinnttzige und mildt&ti-
ge Zwecke im Sinne des Abschnitts ,steuerbegunstigte Zwecke” der Abgaben-
ordnung.



(2) Zweck der Stiftung ist

3)

(4)
(5)

(6)

a. die Forderung der Hilfe fir Behinderte sowie Hilfe flir Opfer von Straftaten
(im Sinne des 8§ 52 Absatz 2 Nummer 10 AO),

b. die Férderung von Wissenschaft und Forschung (im Sinne des § 52 Ab-
satz 2 Nummer 1 AO),

c. die Forderung der Unterstlitzung von Personen, die infolge ihres korperli-
chen, geistigen oder seelischen Zustands auf die Hilfe anderer angewie-
sen sind (im Sinne des 8 53 Nummer 1 AO).

Der Stiftungszweck wird verwirklicht durch

a. Benennung und 6ffentliche Anerkennung des in stationdren Einrichtungen
der Behindertenhilfe und in stationéaren psychiatrischen Einrichtungen erlit-
tenen Leides und Unrechts (8 2 Absatz 2 a. und c.),

b. Durchfuhrung von wissenschaftlichen Veranstaltungen und Forschungs-
vorhaben (8 2 Absatz 2 b.),

c. Vergabe von Forschungsauftragen und zeitnahe Veréffentlichung der For-
schungsergebnisse (8 2 Absatz 2 b.),

d. personliche Gesprache und individuelle Anerkennung der Geschichte und
Erlebnisse der Betroffenen in den Anlauf- und Beratungsstellen (8 2 Ab-
satz 2 a. bis c.),

e. eine einmalige pauschale personenbezogene Geldleistung zur selbstbe-
stimmten Verwendung in Hohe von 9.000 Euro als Anerkennung des erlit-
tenen Leides und Unrechts, sofern aus diesem Grund heute noch eine
Folgewirkung besteht und daraus die personliche Hilfebedurftigkeit resul-
tiert (§ 2 Absatz 2 a. und c.),

f. einen pauschalen einmaligen Betrag als Ausgleich fir entgangene Ren-
tenanspriche bei sozialversicherungspflichtiger Arbeit von bis zu zwei Jah-
ren in H6he von 3.000 Euro, bei sozialversicherungspflichtiger Arbeit von
mehr als zwei Jahren in Hohe von 5.000 Euro (8 2 Absatz 2 a. und c.) zur
Anerkennung des erlittenen Leides und Unrechts.

Die Stiftung ist selbstlos tatig; sie verfolgt keine eigenwirtschaftlichen Zwecke.

Mittel der Stiftung darfen nur fir die satzungsmalfigen Zwecke verwendet wer-
den. Die Errichter nach 8 1 Absatz 3 erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln
der Stiftung. Sie erhalten bei Auflésung oder Aufhebung der Stiftung oder bei
Wegfall steuerbegunstigter Zwecke nicht mehr als ihre eingezahlten Kapitalan-
teile und den gemeinen Wert ihrer geleisteten Sacheinlagen zuriick.

Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck der Stiftung fremd sind,
oder durch unverhaltnisméafig hohe Verglutungen begunstigt werden.
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8§ 3 — Stiftungsvermogen / Rechtsstellung der Begunstigten

(1)

(2)

3)

Zur Erflllung der Stiftungsziele und -zwecke statten die Errichter die Stiftung mit
Vermdogen aus. Naheres ergibt sich aus Artikel 4 der Verwaltungsvereinbarung.

Das Stiftungsvermogen darf nur fir die Erfillung der satzungsméaRigen Zwecke
verwendet werden. Es ist beabsichtigt, innerhalb von flinf Jahren den Stiftungs-
zweck zu verwirklichen.

Es handelt sich um freiwillige Leistungen. Den durch die Stiftung Begunstigten
steht aufgrund dieser Satzung ein Rechtsanspruch auf Leistungen der Stiftung
nicht zu.

8 4 — Lenkungsausschuss

(1)

(2)

3)

(4)

(5)

Der Lenkungsausschuss besteht aus bis zu zwo6lf Mitgliedern. Er setzt sich zu-
sammen aus:

a. dreivon der Bundesregierung zu benennenden Mitgliedern,

b. drei von den Kirchen zu benennenden Mitgliedern, wobei alternierende
Besetzung mdoglich ist,

c. dreivon den Landern zu benennenden Mitgliedern, wobei alternierende
Besetzung maoglich ist,

d. drei vom Uberregionalen Fachbeirat zu benennenden Mitgliedern.

Eine Vertretung durch ein anderes Mitglied oder durch einen Vertreter der ent-
sendenden Stelle ist zulassig. Bedienstete der Geschaftsstelle sind von der Mit-
gliedschaft im Lenkungsausschuss ausgeschlossen.

Die Amtszeit der Mitglieder des Lenkungsausschusses betragt finf Jahre. Sie
bleiben im Amt, bis eine Nachfolge bestellt ist. Die Mitglieder des Lenkungs-
ausschusses konnen von der entsendenden Stelle jederzeit abberufen werden.
Die entsendende Stelle benennt fir den Rest der Amtszeit eine Nachfolge,
wenn ein Mitglied vor Ablauf der Amtszeit ausscheidet. Fir die vom Uberregio-
nalen Fachbeirat benannten Mitglieder gilt 8 7 Absatz 2.

Die Mitglieder des Lenkungsausschusses erhalten keine Aufwandsentschadi-
gung aus der Stiftung. Die Auslagen der Mitglieder tragen die jeweiligen entsen-
denden Stellen. Angemessene Auslagen der vom (berregionalen Fachbeirat
benannten Mitglieder, die durch die Teilnahme an den Sitzungen des Len-
kungsausschusses entstehen, werden in entsprechender Anwendung des Bun-
desreisekostengesetzes aus der Stiftung ersetzt.

Den Vorsitz hat das vom Bundesministerium fur Arbeit und Soziales benannte
Mitglied, die Vertretung tbernimmt das vom Bundesministerium fir Gesundheit
benannte Mitglied. Der Vorsitz nimmt fir den Lenkungsausschuss die Vertre-
tung der Stiftung nach auf3en wahr (8 5 Absatz 2 c.)

Der Lenkungsausschuss tritt bei Bedarf, mindestens einmal jahrlich, in Berlin
zusammen. Er ist einzuberufen, wenn mindestens zwei Errichter dies verlangen.
Er gibt sich eine Geschaftsordnung.
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8 5 — Aufgaben des Lenkungsausschusses

(1) Der Lenkungsausschuss nimmt die Aufgaben der Steuerung und Kontrolle der
Stiftung fur die Errichter wahr. Eine zentrale Aufgabe ist es, in Grundsatzange-
legenheiten zu entscheiden und die Leitlinien fur die Anlauf- und Beratungsstel-
len und die Leistungsrichtlinien fur die Erbringung von Leistungen festzulegen.

(2) Zu den Aufgaben des Lenkungsausschusses gehoéren insbesondere:

a. die Uberpriifung der Mittelvergabe nach bundeseinheitlichen MaRstaben,

b. die Beschlussfassung uber Hartefalle und Einzelfélle mit besonderer Be-
deutung,

c. die Vertretung der Stiftung nach auf3en,

d. die Beschlussfassung uber die von der Geschéftsstelle zu berichtenden In-
formationen,

e. die Beschlussfassung tber die Offentlichkeitsarbeit der Stiftung,

f. Empfehlungen an die Errichter zur Auflésung der Stiftung,

g. die Genehmigung des jahrlichen Wirtschaftsplanes der Stiftung, die Be-
schlussfassung Uber die unterjahrig bzw. Gberjahrig vorgezogene Anforde-
rung von Einzahlungen, die Beschlussfassung uber die Verringerung bzw.
Aussetzung von Einzahlungen, die Beschlussfassung zur Einleitung un-
verzuglicher MaBnahmen zur Absicherung der Zahlungsfahigkeit der Stif-
tung bei Liquiditatsproblemen,

h. die Beschlussfassung tber die Ersetzung einer unwirksamen Bestimmung
und Uber eine Veranderung oder Ergdnzung der Satzung,

i. die Beschlussfassung tber das Aussteuerungskonzept der Stiftung.

8 6 — Beschlussfassung im Lenkungsausschuss

(1) Die Mitglieder des Lenkungsausschusses haben folgendes Stimmrecht:
a. die von der Bundesregierung entsandten Mitglieder haben drei Stimmen,
b. die von den Kirchen entsandten Mitglieder haben drei Stimmen,
c. die von den Landern entsandten Mitglieder haben drei Stimmen,

d. die von dem uberregionalen Fachbeirat entsandten Mitglieder haben drei
Stimmen.

Die Stimmen kénnen einzeln abgegeben werden.



(2)

3)

(4)
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Der Lenkungsausschuss ist beschlussfahig, wenn drei Viertel der Mitglieder
anwesend sind. Abwesende Mitglieder konnen ihr Stimmrecht auf ein anderes
anwesendes Mitglied oder eine anwesende Stellvertretung tbertragen.

Der Lenkungsausschuss fasst seine Beschliisse mit einer drei Viertel-Mehrheit
aller Stimmen. Eine Entscheidung ist nur dann gultig, wenn keiner der Errichter
geschlossen dagegen stimmt. Die Abstimmung erfolgt offen. Auf Antrag eines
Mitglieds erfolgt die Abstimmung schriftlich. Beschlisse tber die Aufgaben
nach 8§ 5 Absatz 2 g. bis i. fassen ausschlief3lich die von den Errichtern in den
Lenkungsausschuss entsandten Mitglieder. Sie fassen diese Beschlisse ein-
stimmig.

Beschlisse kénnen auch im Umlaufverfahren (in Textform) erfolgen, wenn alle
Mitglieder des Lenkungsausschusses mit der Art und Weise der Beschlussfas-
sung einverstanden sind. Dies gilt nicht fiur Empfehlungen an die Errichter zur
Aufldsung der Stiftung (8 5 Absatz 2 f.).

§ 7 — Fachbeirat

(1)

(2)

3)
(4)

(5)

Der Uberregionale Fachbeirat besteht aus bis zu neun ehrenamtlichen Mitglie-
dern. Jedes Mitglied hat eine Stimme. Der Fachbeirat setzt sich zusammen aus:

a. drei Betroffenen, die eine Anerkennungs- und Unterstiitzungsleistung aus
der Stiftung erhalten kénnen,

b. drei Interessenvertretern/innen und
c. drei Sachverstandigen.
Eine Vertretung durch ein anderes Mitglied ist zulassig.

Die Amtszeit der Mitglieder des Uberregionalen Fachbeirates betragt funf Jahre.
Sie bleiben im Amt, bis Nachfolger bestellt sind. Das Vorschlagsrecht fur die
Berufung und Abberufung der Mitglieder des Fachbeirats Uben die Errichter aus.
Die Berufung und Abberufung erfolgt durch die Bundesministerin fur Arbeit und
Soziales.

Der uUberregionale Fachbeirat trifft sich bei Bedarf, hdchstens viermal jahrlich.

Der Uberregionale Fachbeirat wahlt aus seiner Mitte mit absoluter Mehrheit sei-

nen Vorsitz und dessen Vertretung. Er entsendet seinen Vorsitz, dessen Vertre-
tung und ein weiteres aus seiner Mitte mit absoluter Mehrheit gewahltes Mitglied
in den Lenkungsausschuss.

Die Mitglieder des Uberregionalen Fachbeirats erhalten keine Aufwandsentscha-
digung. Angemessene Auslagen, die den Mitgliedern durch die Sitzungen des
Fachbeirates entstehen, werden in entsprechender Anwendung des Bundesrei-
sekostengesetzes aus dem Stiftungsvermogen ersetzt. Fir die ehrenamtliche
Arbeit der in den Lenkungsausschuss entsandten Mitglieder gilt 8 4 Absatz 3
Satz 3.
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Eine zentrale Aufgabe des Uberregionalen Fachbeirats ist es, den Lenkungs-
ausschuss zu Einzel- und Grundsatzfragen im Zusammenhang mit der Stiftung
fachlich zu beraten und die Anlauf- und Beratungsstellen mit seinem Experten-
wissen zu unterstutzen.

Der Uberregionale Fachbeirat gibt sich eine Geschaftsordnung.

8 8 — Regionale qualifizierte Anlauf- und Beratungsstellen

(1)

Die Lander errichten regionale qualifizierte Anlauf- und Beratungsstellen.

(2) Zu den Aufgaben der Anlauf- und Beratungsstellen gehdren insbesondere:

a.

mit den Betroffenen (ggf. aufsuchend vor Ort) Gespréache zu fuhren, sie bei
der individuellen Aufarbeitung des wahrend der Unterbringung in stationa-
ren Einrichtungen der Behindertenhilfe bzw. in stationdren psychiatrischen
Einrichtungen erlittenen Leids und Unrechts zu unterstitzen, sie bis zum
Abschluss des Verfahrens qualifiziert zu beraten und bei der Anmeldung
auch durch Hilfe bei der Recherche nach Unterlagen und Akten behilflich
zu sein,

sie im Hinblick auf die Angebote und Leistungen der Regelsysteme und
anderer Hilfesysteme zu beraten,

die Erfullung der Zugangsvoraussetzungen zu prifen (Art. 2 der Verwal-
tungsvereinbarung),

die Glaubhaftmachung zu beurteilen (Art. 2 der Verwaltungsvereinbarung),

Uber die Zugangsvoraussetzungen und die Glaubhaftmachung zu ent-
scheiden und die Entscheidung zu dokumentieren,

der Geschaftsstelle monatlich die Anzahl der Vorsprachen, die Anzahl der
vereinbarten Beratungsgesprache und die Anzahl der Anmeldungen sowie
weitere zur Erfallung ihrer Aufgaben notwendige Informationen mitzuteilen,

an regelmafigen Erfahrungsaustauschen mit anderen Anlauf- und Bera-
tungsstellen teilzunehmen,

die Kommunikation mit den Betroffenen zu fiihren.

8§ 9 — Geschaftsstelle

(1)

(2)

Das Bundesministerium fur Arbeit und Soziales (Stiftungsverwaltung) verwaltet
das Stiftungsvermégen getrennt von eigenem Vermoégen. Hierzu errichtet die
Stiftungsverwaltung zeitlich befristet eine Geschaftsstelle.

Aufgabe der Geschéftsstelle ist es, das Stiftungsvermogen nach Mal3gabe die-
ser Satzung, der Leistungsrichtlinien sowie der Beschliisse des Lenkungsaus-
schusses auf der Grundlage des Wirtschaftsplanes auszuzahlen. Ferner soll sie
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den Kontakt und Austausch mit den Anlauf- und Beratungsstellen pflegen sowie
Hinweise zu einer mdglichst bundeseinheitlichen Beratungspraxis geben.

(3) Zu den Aufgaben der Geschéaftsstelle gehéren insbesondere:

3)

(4)

(5)

(6)

a.

b.

j-

die Verwaltung der Stiftung,

die Auszahlung der Unterstitzungsleistungen nach Mal3gabe dieser Sat-
zung, der Leistungsrichtlinien sowie der Beschliisse des Lenkungsaus-
schusses,

die Prufung der von den regionalen Anlauf- und Beratungsstellen bearbei-
teten und positiv entschiedenen Anmeldungen auf Schlissigkeit und die
Entscheidung Uber die Mittelvergabe nach bundeseinheitlichen Malflista-
ben,

die Erstellung eines jahrlichen Berichts mit einer Vermdgenstbersicht in
der Regel innerhalb von drei Monaten nach Abschluss des jeweiligen Ge-
schéftsjahres zur Vorlage im Lenkungsausschuss,

die Erstellung von Quartalsberichten Uber die Liquiditat der Stiftung fur das
laufende Jahr sowie eines Berichts zur Liquiditatsbedarfseinschatzung fur
das folgende Jahr zur Vorlage im Lenkungsausschuss,

die Erstellung von monatlichen Berichten Uber die Anzahl der Vorspra-
chen, die Anzahl der vereinbarten Beratungsgesprache und die Anzahl der
Anmeldungen bei den Anlauf- und Beratungsstellen und die vom Len-
kungsausschuss beschlossenen Informationen zur Vorlage im Lenkungs-
ausschuss (8 5 Absatz 2 d.),

die Organisation regelmafiger Erfahrungsaustausche der Anlauf- und Be-
ratungsstellen (8 8 Absatz 2 g.),

die Umsetzung der Beschlisse des Lenkungsausschusses,

die Erstellung von Vorlagen zu den jeweiligen Sitzungen des Lenkungs-
ausschusses,

die rechtliche Vertretung in Gerichtsverfahren.

Der Geschéftsstelle kbnnen weitere administrative Aufgaben durch den Len-
kungsausschuss Ubertragen werden.

Der Bundesrechnungshof prift gemafld § 93 BHO die Geschéftsstelle der Stif-
tung. Im Rahmen dieser Prufung darf die Geschaftsstelle Unterlagen der Anlauf-
und Beratungsstellen anfordern.

Die Geschaftsstelle hat keine Weisungsbefugnis gegentber den regionalen An-
lauf- und Beratungsstellen.

Geschaftsjahr ist das Kalenderjahr.



8 10 — Anrechnung von Leistungen

(1)

(2)

Im Einzelfall an Betroffene zu demselben Zweck von den Kirchen gezahlte Leis-
tungen werden auf den gemal Artikel 4 Absatz 3 der Verwaltungsvereinbarung
zu leistenden Anteil der Kirchen angerechnet. Dies sind keine Zuwendungen
aus dem Vermdgen der Stiftung an die Errichter im Sinne von 8 2 Absatz 5
Satz 2.

Die Anrechnung erfolgt jahrlich auf die nachste Rate der Kirchen.

§ 11 — Beendigung der Stiftung

(1)

)

®3)

Die Stiftung endet mit Verwirklichung der Stiftungszwecke voraussichtlich in funf
Jahren. Die Errichter kdnnen vorher auf Empfehlung des Lenkungsausschusses
die Auflosung der Stiftung beschliel3en, wenn die Umsténde es nicht mehr zu-
lassen, die Stiftungsziele und -zwecke dauerhaft und nachhaltig zu erftllen.

Bei Auflosung oder Aufhebung der Stiftung oder bei Wegfall steuerbegtnstigter
Zwecke fallt das Vermogen der Stiftung anteilig entsprechend der gemal3 Arti-
kel 4 der Verwaltungsvereinbarung eingezahlten Beitrage an die Errichter ge-
mafl 81 Absatz 3, die es unmittelbar und ausschlief3lich fur gemeinnutzige,
mildtatige oder kirchliche Zwecke zu verwenden haben. Die in § 1 Absatz 3 ge-
nannten Personen erhalten bei Auflosung oder Aufhebung der Stiftung oder bei
Wegfall steuerbegtinstigter Zwecke nicht mehr als ihre eingezahlten Kapitalan-
teile und den gemeinen Wert ihrer geleisteten Sacheinlagen zurick.

Die Abwicklung der Stiftung fuhrt die Bundesregierung durch das Bundesminis-
terium fur Arbeit und Soziales eigenstandig durch. Die hierfir entstehenden
Kosten tragen die Errichter zu gleichen Teilen.

§ 12 — Beteiligung des Finanzamtes

Beschlusse Uber Satzungsanderungen und der Beschluss tber die Auflosung der
Stiftung sind dem zustandigen Finanzamt anzuzeigen. Fir Satzungsanderungen, die
den Zweck der Stiftung betreffen, ist die Unbedenklichkeitsbescheinigung des Fi-
nanzamtes einzuholen.

8 13 - Inkrafttreten

(1)

(2)

3)

Diese Satzung tritt in Kraft mit der Unterzeichnung der Verwaltungsvereinbarung
durch die Vereinbarungspartner.

Sollten einzelne Bestimmungen dieser Satzung unwirksam sein oder werden,
wird dadurch die Giltigkeit der tbrigen Bestimmungen nicht berthrt. Die von
den Errichtern in den Lenkungsausschuss entsandten Vertreter werden in die-
sem Fall die unwirksame Bestimmung durch eine andere ersetzen, die dem
Sinn und Zweck der weggefallenen Regelung am ehesten entspricht.

Anderungen oder Erganzungen der Satzung bediirfen der Schriftform.
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